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Anlage 7 zur GRDrs 851 / 2009
Verlängerung von Stellenvermerken
zum Stellenplan 2010

	Organisations-

einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktions-

bezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Bisheriger

Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	670 0312 908
670 0411 203
670 0411 213
670 0411 281

	Garten-, 

Friedhofs- 

und Forstamt
	EG 3
EG 6
EG 4
EG 3

	
	Totengräber
Gartenbauhelfer(in)
Gartenbauhelfer(in)

Gartenbauhelfer(in)


	1,00

1,00

1,00
0,50
	KW 

01 / 2010
KW 

01 / 2010

KW 

01 / 2012
KW

01 / 2010


	Kein zusätzlicher finanzieller Aufwand aufgrund der Kürzung von Vergabemitteln im Unterhaltungsbereich der Grünflächenpflege


	
	
	
	
	
	3,50
	neu
alle KW 
01 / 2013
	


Begründung
Mit der GRDrs 577 / 2008 – Betriebskonzeption beim Garten-, Friedhofs- und Forstamt, Umsetzung der Ergebnisse des Leistungsvergleichs in der Grünpflege – hat der Gemeinderat beschlossen, Aufgaben in der Unterhaltung des städtischen Grüns teilweise und zeitlich befristet zu rekommunalisieren. Mit der Reduzierung der Jahresbudgets für die Vergabe von Unterhaltungsleistungen (bis zu 300.000 €) wird auf den Abbau bereits beschlossener Stellenstreichungen (bis zu 6,00 Planstellen) beim Garten-, Friedhofs- und Forstamt verzichtet. Dies bedeutet, dass im Ausgleich zur Reduzierung von je 50.000 € Vergabemittel eine Stellenstreichung auszusetzen ist. In stellenplantechnischer Hinsicht wird dies mit der Verlängerung von KW-Vermerken umgesetzt. 
Die Budgets für die Vergabe von Unterhaltungsleistungen wurden für 2009 und werden für 2010 und 2011 jeweils um 300.000 € reduziert. Im Ausgleich hierzu werden beschlossene Stellenstreichungen im Umfang von zunächst 3,50 Planstellen (statt 6,00 Planstellen) in den Betriebshöfen des Garten-, Friedhofs- und Forstamts für diesen Zeitraum ausgesetzt. Die in obigem Kasten aufgeführten Planstellen erhalten deshalb alle den Vermerk „KW 01 / 2013“. Die verbleibenden 2,50 Planstellen sollen in Zusammenhang mit den Ergebnissen der Untersuchung „Wegezeiten“ konkretisiert werden. 
Entsprechend dem Beschluss des Gemeinderats wird die Verwaltung über das Ergebnis der versuchsweisen Erhöhung der Regieleistungen bis spätestens Mitte 2012 berichten.
